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Zusammenfassung:  Der vorliegende Aufsatz fragt nach den institutionellen Bedin-
gungen für die Bewältigung von Interdependenzproblemen im urbanen Raum. Als Mess-
grösse für kollektive Handlungsfähigkeit wird die Qualität von Politikkoordination im 
Prozess und im Entscheidungsergebnis gewählt. Für die empirische Untersuchung wer-
den zwei einander entgegen gesetzte verwaltungswissenschaftliche Modelle metropolita-
ner Institutionen hergeleitet und Hypothesen formuliert: Einerseits steht das neoprogres-
sive Modell für Zentralisierung, konsolidierte Raumstrukturen sowie eine professionelle 
und politisch unabhängige Verwaltung. Andererseits steht das Public Choice-Modell 
für Dezentralisierung, fragmentierte Raumstrukturen sowie eine unprofessionelle und 
politisch abhängige Verwaltung. Die Resultate des Vergleichs von siebzehn Fallstudien 
zu raumwirksamen Entscheidungsprozessen in westeuropäischen Stadträumen mithilfe 
Qualitative Comparative Analysis (QCA) weisen die neoprogressiven Postulate als lei-
stungsfähiger für Politikkoordination aus als das Public Choice-Modell.
Stichworte:  Qualitative Comparative Analysis (QCA) · urbane Räume · 
Politikkoordination · Neo-Institutionalismus · kollektive Handlungsfähigkeit
Abstract:  Institutional  Conditions  for  Collective  Capacity  to  Act  in  the  Urban 
Space: A QCA of Seventeen European Decision Cases. The present article questions 
the institutional preconditions for solving problems of interdependency in urban areas. 
Policy coordination in terms of processes as well as outcomes serves as an indicator for 
the collective capacity to act. Hypotheses are derived from two institutionalist schools: 
first, from the neoprogressive model that stands for direct public service provision by 
centralized and professionalised bureaucracies within consolidated municipalities, and 
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and politically dependent administration in fragmented urban areas. The results of the 
comparison of seventeen case studies regarding the integration of urban transport and 
land use policies in Western European urban areas employing Qualitative Comparative 
Analysis (QCA) show that well co-ordinated policy decisions are only implemented in 
institutional settings that largely correspond to the neoprogressive model.
Keywords:  Qualitative Comparative Analysis (QCA) · urban areas · policy coordina-
tion · neo-institutionalism · collective capacity to act
Einleitung
Urbane Räume in Westeuropa sind zunehmend einem doppelten politischen Problem-
druck ausgesetzt. Einerseits besteht ein Trend zur großräumigen ökonomischen und de-
mografischen Konzentration in so genannten Metropolitanräumen. Diese Metropolitan-
räume gewinnen aufgrund des internationalen Wettbewerbs an wirtschaftlicher, sozialer 
und kultureller Bedeutung. Die formal-politischen Problemlösungskompetenzen dieser 
urbanen Großräume hinsichtlich Politikformulierung und -umsetzung entsprechen aber 
kaum ihrem Problemdruck. Eine Lösung kann in einem geeinten Auftreten der Ag-
glomerationsräume gegenüber den übergeordneten staatlichen Ebenen gesehen werden. 
Andererseits verstärkt sich aber innerhalb der urbanen Großräume die Fragmentierungs-
tendenz, die eine notwendige und auch geforderte innere Einheit verhindern kann. Die 
Abwanderung aus den Kernstädten zeichnet sich vielmehr durch gerade gegenläufige, 
sich selbst verstärkende Mechanismen aus, die einen Kreislauf der Zersiedelung etab-
liert haben: Je mehr Menschen in die Vorortsgemeinden abwandern, desto unattraktiver 
werden die Kerngemeinden, desto mehr Menschen wandern ab. Die urbanen Räume 
sind aufgrund dieser partikulären Stellung vor einen besonderen Handlungsbedarf ge-
stellt. Die Kumulation der Probleme innerhalb der Metropolitanräume droht gekoppelt 
mit der Entwicklung großräumiger Machtzentren und einer wachsenden internationalen 
Städtekonkurrenz zu einer Pattsituation zu führen, die den urbanen Handlungsspielraum 
von innen ebenso wie von außen blockiert. Als Ausweg wird generell die querschnittso-
rientierte Zusammenarbeit von Stadt und Region, die auf die Koordination zwischen po-
litischen Programmen aus verschiedenen Politikbereichen abzielt, gesehen (Benz 1994; 
Blatter 2005; Heinz 2000; Le Galès 1998; Sager 2002).
Kernstadt und Umlandgemeinden sehen sich damit in großem Maße dem Pro-
blem kollektiver Handlungsfähigkeit gegenüber gestellt. Dabei bedarf es insbesondere 
„solche(r) Modi der Interdependenzbewältigung, die auf die Herstellung und Stabili-
sierung kollektiver Handlungsfähigkeit einer Mehrzahl individueller Akteure hinaus-
laufen“ (Schimank 2002: 31). Im Folgenden wird argumentiert, dass Politikkoordina-
tion ein geeignetes Maß kollektiver Handlungsfähigkeit darstellt. Zur Erklärung von 
Politikkoordination werden aus in zwei unterschiedlichen intellektuellen Traditionen 
wurzelnden, verwaltungswissenschaftlichen Schulen metropolitaner Institutionen Hy-
pothesen abgeleitetet, die in Konkurrenz zueinander stehen. Die beiden Schulen sind 
das der Bürokratieanalyse von Weber (1972) verwandte und dem soziologischen ‚boun-
ded rationality‘-Institutionalismus (Jones 2003) zuzurechnende neoprogressive Mo-
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dell und das dem ökonomischen Institutionalismus zugehörige Public Choice-Modell 
(Ostrom/Ostrom 1971). Der Fokus der Analyse liegt bei den Strukturen der öffentlichen 
Verwaltung als vordringlicher Form sozialer Institutionen der modernen Gesellschaft 
(Zucker 1983: 1).
Der Aufsatz ist wie folgt aufgebaut: Im nächsten Abschnitt werden die beiden Ansät-
ze der neoprogressiven und der Public Choice-Schule ideentheoretisch verortet und dis-
kutiert. Im nachfolgenden Abschnitt wird das Problem der Politikkoordination als Frage 
kollektiver Handlungsfähigkeit und als abhängige Größe für die empirische Analyse 
eingeführt und anschließend werden die Hypothesen präsentiert. Der nächste Abschnitt 
stellt die Forschungsstrategie, die Wahl der Fälle, die Methode für die empirische Un-
tersuchung sowie die Operationalisierung der Variablen dar. Die anschließende empi-
rische Analyse besteht aus dem systematischen Vergleich von siebzehn Fallstudien zur 
Politikkoordination in urbanen Räumen Westeuropas. Hierzu wird auf die makro-qua-
litative Methode der Qualitative Comparative Analysis (QCA) zurückgegriffen.1 Diese 
Methode bietet sich für die vorliegende Untersuchung an, da sie einerseits für mittlere 
Fallzahlen besonders geeignet ist und andererseits das Augenmerk nicht auf isolierte 
Wirkungsweisen einzelner Variablen bzw. – in der QCA-Terminologie – Bedingungen, 
sondern auf die kombinierten Effekte unterschiedlicher Ausprägungen von Bedingungen 
legt. Die Schlussfolgerungen bestehen aus einer zusammenfassenden Würdigung der 
Erkenntnisse.
Zwei Modelle metropolitaner Institutionen
Wie Krücken (2002: 227) feststellt, lässt sich seit den 1980er Jahren „eine Wiederent-
deckung institutionalistischen Gedankenguts innerhalb des disziplinären Dreiecks von 
Soziologie, Politik- und Wirtschaftswissenschaften beobachten.“ Dieser Neo-Instituti-
onalismus ist an der Schnittstelle von Organisations-, Wirtschafts- und Netzwerkfor-
schung angesiedelt (Powell/DiMaggio 1991). Die vorliegende Studie bedient sich dieser 
Strömung, die „in der aktuellen Forschung in erster Linie als Generator von Theorien 
mittlerer Reichweite dient“ (Krücken 2002), indem sie nach den institutionellen Be-
dingungen für erfolgreiche Politikkoordination fragt. Basierend auf den Arbeiten von 
Scott und Meyer (1991) können vier zentrale Organisationsdimensionen identifiziert 
werden, die relevant sind für das soziale und politische Verhalten sowie die politische 
Entscheidungsfindung innerhalb von Organisationen: (1) Zentralisierung vs. Dezentra-
lisierung, (2) räumliche Konsolidierung vs. räumliche Fragmentierung, (3) Professiona-
lisierung vs. nicht professionelle Verwaltung und (4) autonome vs. politisch abhängige 
Verwaltung.
 1 Obwohl die QCA-Methode in der internationalen Forschung einen wachsenden Anwen-
derkreis findet (vgl. die Internetplattform auf http://compasss.org/), gibt es im deutschen 
Sprachraum bislang nur wenige Untersuchungen, die sich der Vorzüge dieses Ansatzes be-
dienen (Berg-Schlosser und Quenter 1996, Obinger 1998, Sager 2002). Die Diskussion be-
schränkt sich daneben auf Abhandlungen in methodischen Lehrbüchern (Berg-Schlosser 1997, 
Wagschal 1999, Schneider und Wagemann 2007).
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Entlang dieser vier Analysedimensionen werden im Folgenden zwei institutionelle 
Designs aus der Literatur heraus erarbeitet, die auf Basis der beiden Schulen der Pro‑
gressive Reformers und des Public Choice postuliert werden können.
Neoprogressives Modell: Zentralisierung, Konsolidierung, professionelle und politisch 
unabhängige Verwaltung
Die u.s.-amerikanische Schule der Progressive Reformers entstand aus dem Unmut über 
die korrupten Regime in den amerikanischen Städten des ausgehenden 19. Jahrhun-
derts heraus. Das Wiederaufkommen von Postulaten des Progressive Movement in der 
verwaltungswissenschaftlichen Diskussion in den 1990er Jahren (Hill 1991; Goodsell 
1994) war eine Reaktion auf den Siegeszug des Public Choice-Ansatzes. Die Vertreter 
der von Lowery (1999) neu mit dem Label „neoprogressiv“ versehenen Schule begeg-
nen vor allem dem grundsätzlichen Public Choice-Argument des Staatsversagens mit 
der Erkenntnis, dass bei verschiedenen öffentlichen Aufgaben die Marktmechanismen 
versagen. Neuere neoprogressive Arbeiten anerkennen sowohl die theoretischen Argu-
mente wie auch die empirischen Leistungsausweise des Public Choice-Modells und 
stehen für eine differenzierte Auseinandersetzung ein, die auf eine eigentliche Neu-
konzipierung des Verwaltungsmodells des Progressive Movement hinausläuft (Lowery 
1999: 47, Sager 2005).
Das institutionelle Modell, das die neoprogressive Schule vertritt, kann entlang 
der Analysedimensionen von Scott und Meyer (1991) mit den folgenden vier Postu-
laten beschrieben werden: Zentralisierung, Konsolidierung, Professionalisierung und 
Autonomie.
0	 	Das Postulat der Zentralisierung entspricht in seinen Grundzügen dem Weberschen 
Bürokratiemodell mit dem Element des hierarchischen Aufbaus (Weber 1972). In-
dem die übergeordneten Stellen die nachgeordneten kontrollieren und Leitungsor-
gane monokratisch und nicht kollegial aufgebaut sind, besteht eine Tendenz zur 
Zentralisierung. Durch diese Intensivierung der organisatorischen Kontrollen wer-
den einheitlichere und berechenbarere Leistungen erzeugt und die arbeitsteilige 
Differenzierung gefördert. Dieses System verbessert die synoptische Kapazität der 
Verwaltung, verhindert Beamtenwillkür auf den verschiedenen Stufen und steigert 
so durch Skaleneffekte und wegfallende Koordinationskosten die Effizienz öffent-
lichen Handelns (Nigro/Nigro 1989: 110).
0	 	Das Argument der räumlichen Konsolidierung ist zentral in der neoprogressiven 
Argumentation. Keating (1995: 118-123) nennt vier Argumentationslinien: (1) Ef-
fizienz, (2) Demokratie, (3) Verteilungsequität und (4) urbane Entwicklung. Das 
Argument der Effizienz basiert vor allem auf einer ökonomischen Sichtweise. Für 
Konsolidierung sprechen dabei Argumente der minimalen Projektgröße, anfallende 
Koordinationskosten bei fragmentierten Gebieten und sinkende Durchschnittskosten 
(zur Transaktionskostentheorie vgl. Wittek/Flache 2002: 62). Das Demokratieargu-
ment besagt einerseits, dass mit großen Gebietseinheiten ein stärkeres Auftreten 
gegenüber übergeordneten staatlichen Ebenen möglich wird. Andererseits kommen 
Lyons et al. (1992) in einer vergleichenden Analyse zum Schluss, dass Minderheiten 
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in konsolidierten Gebieten stärker partizipieren und besser informiert sind über die 
politischen Strukturen ihrer Gemeinde als Bewohner und Bewohnerinnen fragmen-
tierter Systeme. Das Distributionsargument postuliert, dass konsolidierte Gebietsein-
heiten zu einer besseren Verteilungsgerechtigkeit und somit auch zu einer grösseren 
Zufriedenheit bei ihrer Bevölkerung führen, als das in fragmentierten Agglome-
rationen möglich ist (Lyons et al. 1992). Das Entwicklungsargument schliesslich 
besagt, dass konsolidierte Gebietseinheiten die Konkurrenzfähigkeit des urbanen 
Gesamtgebiets erhöhen und so die wirtschaftliche Entwicklung gewährleisten.
0	 	Das Postulat der Professionalisierung gehört zum Grundstock des Technik- und 
Modernisierungsglaubens der Progressive Reformers (West 1995: 5). Er manife-
stierte sich von Beginn weg in der Forderung, gut ausgebildetes und spezialisier-
tes Fachwissen in den Dienst der Gesellschaft zu stellen bzw. in die Verwaltung 
einzubinden. Der funktionalen Ausdifferenzierung nach den Kriterien der profes-
sionellen Spezialisierung und Ausdifferenzierung werden in der Planungsliteratur 
der 1960er Jahre weitere Vorteile hinsichtlich der kognitiven Voraussetzungen für 
kooperatives Handeln zugesprochen (Nigro/Nigro 1989: 110; Simon 1962). Dabei 
kann auf das – ursprünglich für die Analyse internationaler Verhandlungen entwi-
ckelte – Konzept der „epistemic communities“ (Haas 1964) zurückgegriffen wer-
den. Als „epistemic community“ werden Netzwerke von professionellen Experten 
in bestimmten Politikfeldern bezeichnet, deren Wissen für bestimmte Politikinhalte 
von zentraler Relevanz ist (Haas 1992: 3). Das durch gemeinsame Ausbildung und 
professionelle Werthaltungen generierte und reproduzierte Wissen führt zu einem 
grenzüberschreitenden, sektoralen Konsens dieser Akteure. Da das verfolgte Ziel 
ein rationales Politikergebnis und nicht die Befriedigung von Partikularinteressen 
ist, führen solche professionellen Werthaltungen zu einer konsensuellen grenzüber-
schreitenden Politikkoordination.
0	 	Das Postulat der politischen Unabhängigkeit wurzelt in einer der Gründerschriften 
des Progressive Movements, in welcher Wilson (1887) als Wurzel von Korrupti-
on und Ungerechtigkeit die fehlende Trennung von politischer und administrativer 
Sphäre ausmachte. Der Begriff der Autonomie wird hier auf die politische Ver-
waltung als eigenständigen Verhandlungspartner im politischen Prozess bezogen. 
Autonomie meint dabei entsprechend die der politischen Verwaltung eigenen poli-
tischen Handlungsspielräume, die durch eine klare Kompetenzabgrenzung von der 
Legislative definiert sind. Es handelt sich also um eine begrenzte politische Akti-
onsfähigkeit, die vor Direkteinwirkungen von außen geschützt ist. Solche Interven-
tionen können nicht allein durch Einzeleingriffe der Legislative erfolgen, sondern 
auch durch den Einfluss ökonomischer und sozialer Einzelinteressen oder durch die 
Partizipation von Politikbetroffenen. Eine hohe Autonomie der Verwaltung wirkt der 
Neutralisierung des Expertenwissens durch politische Einflussnahme entgegen und 
ermöglicht die problembezogene Abstimmung öffentlichen Handelns (Wolf 1993).
In umfassendem Gegensatz zu diesen Postulaten steht das Modell der Public Choice-
Schule, das in den folgenden Abschnitten präsentiert wird.
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Public Choice: Dezentralisierung, Fragmentierung, nicht professionelle und politisch 
abhängige Verwaltung
1971 veröffentlichten Elinor und Vincent Ostrom ihren Aufsatz „Public Choice: A Dif-
ferent Approach to Public Administration“ (Ostrom/Ostrom 1971) und brachen damit 
mit der fast hundert Jahre alten progressiven Dominanz in der amerikanischen Ver-
waltungslehre. Das neu postulierte, polit-ökonomische Verständnis von Verwaltung war 
von neuen Paradigmen getragen, die Teil des umfassenderen sozialwissenschaftlichen 
Konzepts der Rational Choice-Theorie waren, die „in ihrer orthodoxen Form für die 
Organisationsforschung ein radikales und provozierendes Programm“ (Wittek/Flache 
2002: 55, auch Hay 2004) darstellte.
Die grundsätzliche Argumentationslinie des Public Choice-Modells der Verwaltung 
lässt sich entlang der Prämissen der ökonomischen Theorie der Politik (Downs 1957) 
wie folgt zusammenfassen: Jede Form staatlicher Intervention in die Gesellschaft ist 
eine Behinderung der Entfaltung der freien Marktwirtschaft und steht so dem grund-
legenden Recht des Individuums auf Nutzenmaximierung entgegen. Da dem Indivi-
dualitätsprinzip entsprechend die Wohlfahrt der Gesamtgesellschaft der Summe allen 
individuellen Wohlergehens durch rationale Nutzenmaximierung entspricht, wird diese 
Einschränkung negativ gewertet. Die Verwaltung ist die zentrale Trägerin staatlicher 
Interventionen und widerspricht deshalb schon von ihrer Grundidee her dem Prinzip 
des freien Marktes. Vielmehr verstärkt sie staatliche Eingriffe noch aufgrund eines sys-
temimmanenten Teufelskreises, wollen doch die einzelnen Beamtinnen und Beamten 
dem Eigennutzaxiom entsprechend primär ihre Budgets maximieren und sorgen damit 
für ein stetiges Anwachsen der Staatsquote und somit auch des Interventionismus bezie-
hungsweise der Rückbindung der individuellen Handlungsfreiheit (Niskanen 1971). Die 
öffentliche Verwaltung versagt so als System nicht nur in ihrer Aufgabe, die Bedürfnisse 
der Bürgerinnen und Bürger zu befriedigen (Staatsversagen), sondern ist zugleich auch 
undemokratisch. Generell steht der Public Choice-Ansatz also für eine möglichst klein 
gehaltene Verwaltung ein, um so die Behinderung des Marktes zu vereiteln. Das Postu-
lat, dass entsprechende Organisationsstrukturen zu Koordination führen, entspringt dem 
Argument, dass das individuelle Streben nach der bestmöglichen Erreichung der per-
sönlichen Ziele „dann zu Kooperation führen (kann), wenn individuelle soziale Akteure 
voneinander funktional abhängig sind, sie also einander brauchen, um ihre persönlichen 
Ziele zu erreichen. (…) rational handelnde Individuen kooperieren, weil sie damit Ver-
pflichtungen erzeugen, die sie später gemäß des Reziprozitätsprinzips wieder einfordern 
können“ (Wittek/Flache 2002: 75).
Das institutionelle Modell, das die Public Choice-Schule innerhalb dieser Vorgabe 
vertritt, kann entlang der gewählten Analysedimensionen mit den folgenden zentralen 
Postulaten charakterisiert werden: Dezentralisierung, Fragmentierung, Generalistenver-
waltung und direkte politische Abhängigkeit.
0	 	Mit der Dezentralisierung von Organisationsstrukturen, die verbunden ist mit einer 
Erhöhung der Autonomie der so geschaffenen Einheiten, wird mehr Eigenständig-
keit und Verantwortlichkeit an die ‚Front‘ delegiert, wo die Orientierung am Bürger 
beziehungsweise Kunden ungleich größer ist als bei der Zentralverwaltung. Der Ver-
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lust an operativen Steuerungs- und Kontrollmöglichkeiten wird kompensiert durch 
eine Verstärkung des strategischen Managements und entsprechende Qualitätsvor-
gaben durch die politisch verantwortlichen Stellen. Die Dezentralisation hat dabei 
den Vorteil, dass sie zu einer Vielzahl von Vergleichsgrößen führt, an denen die 
Leistungen der einzelnen Verwaltungseinheiten gemessen werden können (Schedler 
1995: 95). Während die Vorteile für die Bürgerinnen und Bürger in der Verbesserung 
der individuellen Bedürfnisbefriedigung liegen, die nach ökonomischer Logik zur 
Steigerung des Gemeinwohls führt, fasst Budäus (1994: 56) die positiven Effekte, 
die sich für die öffentliche Verwaltung selber aus dezentralen Strukturen ergeben, 
wie folgt zusammen: Die Komplexität wird abgebaut und das Verwaltungshandeln 
wird transparenter, indem Leistungen und Kosten klar zugeordnet werden können. 
Die Zusammenfassung von Fach- und Ressourcenverantwortung führt zur Kon-
gruenz von Entscheidung und Verantwortung für deren Folgewirkungen, wodurch 
innerhalb der Verwaltung wettbewerbsähnliche Koordinationsmechanismen institu-
tionalisiert werden können.
0	 	Eng mit dem Postulat der Dezentralisierung ist jenes der räumlichen Fragmentierung 
verbunden. Im Vordergrund steht das Effizienzargument. Tiebout (1956) versteht 
Lokalregierungen als Unternehmen und Bürger als Konsumenten. Entsprechend ver-
suchen Lokalregierungen die Dienstleistungen, die von ihren Bürgern gewünscht 
werden, zu einem möglichst tiefen Preis anzubieten, während Bürger die politische 
Gebietseinheit mit der Mischung von Dienstleistungen und Steuerbelastung zu ihrer 
Wohngemeinde wählen, die am nächsten bei ihren Präferenzen liegt (Tiebout 1956: 
420). Je grösser die Zahl der Anbieter von öffentlichen Gütern ist, desto eher entste-
hen Marktverhältnisse, die zu einer Befriedigung der individuellen Bedürfnisse und 
zu einer Effizienzsteigerung des Angebots durch Konkurrenz führen. Eine Schwäche 
des Modells von Tiebout (1956) liegt in seinen Grundannahmen, dass erstens Mo-
bilität kostenlos ist und zweitens Arbeitsmärkte keine Rolle spielen. Weiterentwick-
lungen des Tiebout-Modells fragen entsprechend nach den Bedingungen, unter de-
nen Individuen „can shop around for services“ (Tiebout 1956), ohne wegziehen zu 
müssen, und wie diese Bedingungen durch interkommunale Konkurrenz hergestellt 
werden können. Ostrom et al. (1988) argumentieren, dass gebietliche Fragmentie-
rung und Wettbewerb zwischen Lokalregierungen die allokative Effizienz steigern, 
indem Kapital an jene Orte verschoben wird, an denen es am produktivsten einge-
setzt werden kann. Ein zweites Argument des Public Choice-Modells ist die Stär-
kung des Demokratieprinzips im Sinne der unmittelbaren Befriedigung individueller 
politischer Präferenzen. Demokratie, so wird argumentiert, ist umso stärker, je näher 
die Politik bei der Bürgerin und beim Bürger ist.
0	 	Das Postulat einer nicht professionellen Verwaltung ebenso wie auch jenes der poli-
tischen Abhängigkeit entspringen beide der gleichen Überlegung, dass die individu-
elle Bedürfnisbefriedigung um so eher gewährleistet ist, je weniger Distanz herrscht 
zwischen Bürgern und der (Verwaltungs-) Stelle, die ein bestimmtes öffentliches 
Gut bereitstellt. Diese Distanz kann aufgrund fachlicher Expertise oder mangelhafter 
politischer Kontrollmechanismen und autonomen Handlungsspielräumen bestehen. 
Der Übergewichtung von fachlichen Kriterien auf Kosten der Berücksichtigung der 
eigentlichen Nachfrage bei der Herstellung eines öffentlichen Guts soll durch ein 
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Aufbrechen der hierarchischen Arbeitsteilung entgegengewirkt werden (Obsorne/
Gaebler 1992: 47). Die Zielorientierung anstelle der Verfahrenskontrolle führt zu 
anderen Anforderungen an die Beamtinnen und Beamten. Nicht mehr spezialisierte 
Träger abgesonderter Funktionen werden in Amtsstellen mit ‚Missionen‘ benöti-
gt, sondern breit einsetzbare Generalisten, die eine sektorale Abstimmung fallweise 
vornehmen können. Die individuellen Präferenzen werden mit abnehmender Profes-
sionalisierung weniger verzerrt durch übergeordnete fachliche Konzepte und des-
halb besser befriedigt.
0	 	Das Postulat einer möglichst weitgehend politisierten, sprich nicht ernannten, son-
dern von der betroffenen Bevölkerung oder deren legitimierten Vertretung gewähl-
ten Beamtenschaft entspringt ebenfalls dem Willen, individuelle Bürgerpräferenzen 
möglichst unmittelbar zu befriedigen (Osborne/Gaebler 1992: 47). Die Lösung der 
Public Choice-Schule liegt zum einen darin, die Verwaltung möglichst klein zu hal-
ten und sie zum andern unter die direktdemokratische Kontrolle zu stellen (Kettl 
2000; Lane 2000). Die Anbindung der Verwaltung an demokratische Entscheide, 
um so neuen Bedürfnissen möglichst schnell begegnen zu können, wird verbindlich, 
wenn Beamte direkt von der Gunst der Stimmbürgerschaft abhängen, da in diesem 
Fall bei Nicht-Erfüllen einer Mehrheit der individuellen Bedürfnisse die Abwahl 
droht. Die politische Abhängigkeit erhöht so nicht allein die demokratische Legiti-
mität einer Verwaltung, sondern steigert auch ihre Leistung im Sinne des Kollektivs 
als Summe seiner Teile.
Politikkoordination als Maß kollektiver Handlungsfähigkeit und Hypothesen
Wie einleitend erwähnt, stellt die Politikkoordination eine zentrale Herausforderung 
urbaner Räume dar. Sie ist entsprechend die abhängige Variable der vorliegenden Un-
tersuchung bzw. – gemäß QCA-Terminologie – das zu erklärende Resultat. Mit der 
Frage nach der Koordination von Politiken ist seit den 1970er Jahren vor allem Fritz 
W. Scharpf (1972, 1991, 1992, 1993, 1994, 1997) beschäftigt. Scharpf (1993: 58) ver-
steht Politikkoordination als wohlfahrtstheoretisches Konzept: Es sollen „Formen der 
Abstimmung“ beschrieben werden, „deren wohlfahrtstheoretisches Anspruchsniveau 
über das durch wechselseitige Antizipation in nicht-kooperativen Spielen erreichbare 
(...) Gleichgewicht hinausgeht.“ Als wohlfahrtstheoretisches Konzept benötigt die Ko-
ordination von Politik einen klaren, normativen Bezug. Der ökonomische Maßstab für 
Wohlfahrt ist das Pareto-Prinzip, das einer Lösung allokative Effizienz zugesteht, „wenn 
keine änderung mehr denkbar ist, welche den Nutzen mindestens eines Beteiligten 
erhöhen würde, ohne dass irgend ein anderer deshalb schlechter gestellt werden müss-
te“ (Scharpf 1992: 15). Der „bloße Verzicht auf unnötige Nutzenvereitelung“ (Scharpf 
1991: 624) ist jedoch für die politikwissenschaftliche Beurteilung unzureichend, da 
Politik ungleich dem Markt in Besitzstände eingreifen kann und nicht allein an der 
wohlfahrtstheoretischen Effizienz, sondern ebenso an der Verteilungsgerechtigkeit der 
gefundenen Lösungen interessiert ist.
Als „bessere Annäherung an einen politisch relevanten Wohlfahrtsbegriff“ bezeichnet 
Scharpf (1991: 624) das Kaldor-Kriterium (Kaldor 1939), „das alle Massnahmen positiv 
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bewertet, deren Nutzen für die Begünstigten groß genug ist, um daraus auch noch die 
volle Entschädigung aller durch die Maßnahme Benachteiligten bestreiten zu können.“ 
Die normative Frage der Distributionsgerechtigkeit ist in einem Kaldor-Optimum besser 
zu lösen als in Lösungen, die nur Pareto-optimal sind. Im Gegensatz zum Pareto-Opti-
mum bleibt bei Kaldor-optimalen Lösungen Raum für politische Verteilungsprozesse.
Das Koordinationsdilemma nach Scharpf (1994: 28) liegt nun darin, dass Kaldor-
optimale Lösungen nur in perfekten Hierarchien oder aber in perfekten Verhandlungen 
erreicht werden können. Beide Koordinationsformen haben den Nachteil, dass sie ihre 
Funktionsfähigkeit verlieren, wenn ihre Idealbedingungen nicht vollständig erfüllt sind, 
und sie deshalb in der Realität nicht vorkommen. Die „games real actors play“ (Scharpf 
1997) finden also abseits dieser Idealtypen statt. Vielmehr finden sich institutionell ein-
gebettete Formen von Selbstkoordination, die als Mischformen zwischen den beiden 
Idealtypen oszillieren. Für die empirische Beschreibung und die Bewertung dieser For-
men von „Verhandlungen im Schatten der Hierarchie“ (Scharpf 1972) werden im Fol-
genden vier Aspekte untersucht: erstens das Auftreten von Koordination, zweitens die 
Qualität des Koordinationsprozesses, drittens die Qualität des Koordinationsergebnisses 
und viertens die tatsächliche Umsetzung der Lösung.
Als erste abhängige Variable wird entsprechend obiger Aufzählung das Auftreten 
von Koordination gewählt, womit konkret das Abstimmen der Handlungsoptionen der 
verschiedenen in einen gemeinsamen Problemlösungsprozess involvierten Akteure ge-
meint ist.
Die zweite abhängige Variable ist die formale Rationalität von Koordinationspro-
zessen. Während in der positiven Koordination neue Projekte multilateral mit allen 
Handlungsoptionen aller anderen, betroffenen Stellen abgestimmt werden, beschränkt 
die negative Koordination sich antizipativ und bilateral alle neuen Projekte auf Opti-
onen, die mit den gegebenen und aktuell nicht zur Disposition stehenden Positionen 
aller Betroffenen verträglich sind (Scharpf 1993). Abgestützt auf die Argumentation von 
Scharpf (1993, 1994, 1997), dass eine Verhandlung umso näher am Kaldor-Optimum 
liegende Resultate erzielt, je mehr Policy-Optionen sie aufeinander abstimmt und je 
konsensueller sie ist, wird jener Koordinationsprozess als formal rational bezeichnet, 
der freiwillig, multilateral bzw. positiv koordiniert und handlungsrational ist. Als for-
mal mehrheitlich rational werden Mischformen von Verhandlungsprozessen bezeichnet 
(z. B. Zwangsverhandlung, positive Koordination und Machtrationalität). Als formal 
mehrheitlich nicht rational wird jener Prozess bezeichnet, in dem unter Zwang verhan-
delt wird und der bilateral bzw. negativ koordiniert und machtrational ist. Als formal 
nicht rational werden einseitige Anordnungsentscheide bezeichnet.
Das Kaldor-Optimum wird als dritte abhängige Variable gewählt. Da es sich um ein 
rein theoretisches Konstrukt handelt, muss das Maß modifiziert werden. Hierzu wird 
der Begriff der substanziellen Rationalität eingeführt. Im Folgenden wird ein urbanes 
Projekt dann als substanziell rational bezeichnet, wenn es sich um eine Annäherung 
an das Kaldor-Optimum handelt, teilweise substanzielle Rationalität bezeichnet die le-
digliche Pareto-Superiorität, d. h. der Nutzen für die Begünstigten reicht nur für eine 
teilweise, jedoch nicht für die volle Entschädigung der Verlierer, während bei einem 
Pareto-Optimum oder keiner Koordination von fehlender substanzieller Rationalität ge-
sprochen wird.
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Ein koordiniertes Entscheidungsergebnis ist von wenig praktischem Nutzen, wenn 
es nicht tatsächlich auch realisiert wird. Für eine Beurteilung von Koordinationsquali-
tät als Mass kollektiver Handlungsfähigkeit muss deshalb auch berücksichtigt werden, 
ob ein Entscheidungsergebnis die politische Akzeptanz findet, die für eine Umsetzung 
notwendig ist. Die Umsetzung einer Planung selber, d. h. die bauliche Realisierung eines 
Projekts, ist deshalb die vierte abhängige Variable.
Auf Basis der beiden im Theorieteil vorgestellten Modelle können damit die fol-
genden Hypothesen zur Erklärung von Koordinationserfolg formuliert werden, wobei 
sich die neoprogressiven Annahmen (np) und die Public Choice-Erwartungen (pc) je-
weils direkt widersprechen:
H1np: Die Zentralisierung der Verwaltungsführung gewährleistet erfolgreiche 
Politikkoordination.
H1pc: Dezentrale Verwaltungsführung gewährleistet erfolgreiche Politikko‑ 
ordination.
H2np: Konsolidierte, urbane Raumstrukturen gewährleisten erfolgreiche Politikko‑ 
ordination.
H2pc: Fragmentierte, urbane Raumstrukturen gewährleisten erfolgreiche Politikko‑ 
ordination.
H3np: Gebietseinheiten mit einer stark professionellen und spezialisierten Verwal‑
tung gewährleisten erfolgreiche Politikkoordination.
H3pc: Nicht professionelle Generalistenverwaltung gewährleistet erfolgreiche 
Politikkoordination.
H4np: Politische Autonomie der Verwaltung gewährleistet erfolgreiche 
Politikkoordination.
H4pc: Politische Abhängigkeit der Verwaltung gewährleistet erfolgreiche 
Politikkoordination.
Untersuchungsanlage, Wahl der Fälle, Methode, Operationalisierung und Daten
Für die empirische Überprüfung der postulierten institutionellen Effekte wird eine so 
genannte Meta-Analyse von siebzehn bestehenden Fallstudien zur urbanen Raumord-
nungspolitik in neun westeuropäischen Staaten durchgeführt. Meta-Analysen bezeich-
nen die quantitative Aufarbeitung bestehender Studien, deren Ergebnisse üblicherwei-
se in numerischer Form vorliegen. Die Idee hinter einer solchen Vorgehensweise ist, 
dass für die empirische Behandlung einer theoretischen Fragestellung die Auswertung 
bestehender Studien zu Erkenntnissen führen kann, die über die Resultate und Erfah-
rungen der einzelnen Studien hinausführen (Wolf 1986; Hunter/Schmidt 1990). Zu-
sätzlich lassen sich bei einer Aggregierung der Ergebnisse mehrerer Untersuchungen 
methodische Schwächen der einzelnen Studien eliminieren und Ergebnisse von größerer 
Glaubwürdigkeit erzielen. Insbesondere können Fehlerquellen, die aufgrund einer man-
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gelnden Stichprobengrösse der einzelnen Studien entstehen, zum Teil vermindert wer-
den (Glass et al. 1994). In der vorgestellten Untersuchung wird eine quantitative Aus-
einandersetzung mit qualitativen Einzelfallanalysen durchgeführt, da die behandelten 
Fragen Wirkungsweisen betreffen, die sich nur durch die diachrone Analyse gesamter 
Prozessverläufe analysieren lassen. Eine sehr ähnliche Forschungsanlage verwenden 
Nijkamp et al. (2002), die für ihre Meta-Analyse von urbanen Revitalisierungsprojekten 
in den Niederlanden ebenfalls auf ex post kodierte, qualitative Fallstudien aufbauen.
Ein zentrales Problem von Meta-Analysen ist die Validität, die durch die Heterogeni-
tät der einbezogenen Fälle beeinträchtigt werden kann. Diesem Problem wird in der vor-
liegenden Untersuchungsanlage auf zwei Arten begegnet: Erstens durch eine begründete 
Fallwahl mit klaren Kriterien und zweitens durch die einheitliche Kodierung der quali-
tativen Fallstudien entlang der nachfolgend präsentierten Operationalisierung (Tabellen 
2 und 3). Die Grundgesamtheit der vorliegenden Untersuchung bestand aus allen zum 
Zeitpunkt der Untersuchung greifbaren Studien, die sich sozialwissenschaftlich mit der 
Frage der Koordination von raumwirksamen Politikfeldern im urbanen Raum befassten. 
Um in die Untersuchungsgesamtheit aufgenommen zu werden, musste eine Studie vier 
Kriterien erfüllen: Sie musste eine westeuropäische Metropolitanregion analysieren; 
sie musste einen Entscheidungsfall zur Koordination von Raum- und Verkehrspolitik 
untersuchen; sie musste eine Kodierung entlang der präsentierten Operationalisierung 
zulassen; und sie musste bestimmten formalen wissenschaftlichen Kriterien genügen. 
Diese Kriterien für die Fallwahl werden im Folgenden kurz dargelegt:
Erstens mussten die Studien Fälle aus urbanen Räumen Westeuropas zum Gegenstand 
haben. Die Beschränkung auf den westeuropäischen Raum erlaubt die für die Analyse 
notwendige Streuung der institutionellen Variablen aufgrund unterschiedlicher nationaler 
Verwaltungs- und Staatskulturen (Knill 1999; Lefèvre 1998; Raphael 2000), während 
sie gleichzeitig einen spezifischen und gegenüber anderen Weltregionen abgrenzbaren 
historischen und kulturellen Rahmen (Caramani 2005; Kaelble 2002) vorgibt. Dadurch 
werden verschiedene kulturelle, historische und politsystemische Variablen kontrolliert 
und eine grundsätzliche Vergleichbarkeit der Fälle wird gewährleistet.
Zweitens mussten die Fälle dieselben Politikfelder betreffen, um Verzerrungen auf-
grund von politikfeldspezifischen Besonderheiten vorzubeugen. Das Problem der Zer-
siedelung urbaner Räume ist primär ein Problem der wachsenden sozialen und geogra-
fischen Mobilität, indem Stadtbewohner bei zunehmendem Wohlstand in die Vorstädte 
ziehen. Im Zuge der Verlegung des Wohnortes aus der Zentrumsgemeinde wird mehr-
heitlich der Arbeitsplatz beibehalten, was den Arbeitsweg verlängert. Da die Erschlie-
ßung durch den öffentlichen Verkehr in den weniger dicht besiedelten Agglomerationen 
schwieriger ist als in den dicht besiedelten Kernstädten, steigt das Volumen des motori-
sierten Individualverkehrs auf den Straßen, was wiederum primär die Lebensqualität der 
Kernstädte trifft und entsprechend die Attraktivität der Vororte steigert. Die theoretische 
Lösung für die städtischen Räume liegt in einer langfristigen Reurbanisierung, d. h. in 
der umwelt-, sozial- und wirtschaftsverträglichen Umkehrung des Zersiedelungstrends. 
Den beiden raumwirksamen Politikfeldern Raumplanung und Verkehrsplanung kommt 
bei dieser vielgestaltigen Aufgabe eine zentrale Rolle zu, indem die Zersiedelung zuerst 
ein Raumproblem darstellt. Konkret gilt es, Wohnraum sowie Gewerbe- und Dienstlei-
stungsbetriebe an Bahnhöfen und weiteren Knotenpunkten des öffentlichen Verkehrs so-
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wie an geeigneten Punkten des Straßennetzes anzusiedeln, was die grenzüberschreiten-
de Koordination von Raum- und Verkehrspolitik impliziert (Dijst und Schenkel 2002; 
Holz-Rau und Jansen 2007; Janssen-Jansen 2005; Kaufmann und Sager 2006, Sager 
2002). Die Raum- und die Verkehrsplanung können deshalb als geeignete Testfälle für 
die Untersuchung von Politikkoordination betrachtet werden.
Drittens mussten die Fallstudien eine Analyse oder zumindest die Beschreibung der 
institutionellen Variablen beinhalten, die in dieser Untersuchung im Vordergrund stehen, 
und eine Bewertung des Koordinationsprozesses beziehungsweise seines Ergebnisses 
vornehmen.
Viertens schließlich fanden die formalen Kriterien von Wolf (1993: 166) für die Wahl 
von Fallstudien Anwendung. Eine Fallstudie musste, um berücksichtigt zu werden, auf 
empirischen Daten und nicht auf Modellrechnungen basieren, einen mindestens fünf-
zehnseitigen Analyseteil umfassen, um eine argumentierte Kodierung zuzulassen, eine 
Bibliografie und Quellenangaben beinhalten und durfte nicht von am untersuchten Fall 
beteiligten Personen verfasst worden sein.
Das Vorgehen bei der Fallauswahl bestand aus einem breiten Literaturstudium, wobei 
einerseits publizierte Studien, andererseits über Forschungsverbünde auch graue Lite-
ratur gesichtet wurde. Diese Suche führte zu insgesamt siebzehn Fallstudien, die auf 
Basis dieser Kriterien in die Analyse einbezogen wurden (vgl. Tabelle 1).2 Im Zentrum 
der Auswahlkriterien stand die Eignung des untersuchten Problems für die Fragestel-
 2 Für die Präsentation aller berücksichtigten Fälle siehe Sager (2002: 254-280).
Tabelle 1:   Die ausgewählten Fallstudien
Fallstudie Land Quelle
 1.  Mobilitätsvertrag in Flandern Belgien Steenberghen 2000
 2.  Öresund-Verbindung von Kopenhagen 
und Malmö
Dänemark/Schweden Matthiessen 2000
 3. Kopenhagen Metro Dänemark Matthiessen 2000
 4. Verkehrskonzept Freiburg Deutschland Bratzel 1999
 5.  Agglomerationsverkehrsplanung 
Marseille 
Frankreich Margail and Offner 2000
 6.  Agglomerationsverkehrsplanung 
Toulouse 
Frankreich Margail and Offner 2000
 7. Agglomerationsverkehrsplanung Orléans Frankreich Margail and Offner 2000
 8. Stadtentwicklung Newcastle Großbritannien Guy et al. 2000
 9. Planungsvereinbarung in Saronno Italien Morandi et al. 2000
10. Integrierte Stadtplanung in Rom Italien Sessa and Gualdi 2000
11.  Entwicklungsplan für die Agglomeration 
Groningen
Niederlande Voogd 2000
12. Verkehrskonzept Amsterdam Niederlande Bratzel 1999
13. Stadttunnel in Malmö Schweden Book and Eskilsson 2000
14.  Erneuerung des Stadtzentrums von 
Staffanstorp
Schweden Book and Eskilsson 2000
15.  Korrektur des Llobregat-Flusses in 
Barcelona
Spanien Junyent 2000
16. Hafenausbau Barcelona Spanien Junyent 2000
17. Flughafenausbau Barcelona Spanien Junyent 2000
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lung und nicht die Fälle selber. Das heisst, die Fallstudien mussten vergleichbar sein, 
nicht die darin untersuchten Fälle. Diese sind entsprechend nicht homogen. Es finden 
sich dabei sowohl Studien zu Großregionen wie Barcelona oder Marseille als auch 
Untersuchungen von kleineren urbanen Räumen wie Groningen oder Freiburg. Ebenfalls 
besteht keine gleichmässige Verteilung auf die rahmengebenden europäischen Staaten. 
Während die Vergleichbarkeit der Studien also durch die Auswahlkriterien soweit mög-
lich abgesichert wurde, kann diese Auswahl naheliegenderweise keinen Anspruch auf 
Vollständigkeit oder Repräsentativität erheben. Diesem Umstand wird jedoch Rechnung 
getragen mit der Wahl der Methode, die nachfolgend präsentiert wird.
Diese siebzehn Fallstudien werden im Folgenden systematisch verglichen. Die vier 
Postulate pro zu testendes Modell können als kohärente Gruppen von interdependenten 
institutionellen Einflussfaktoren verstanden werden. Der empirische Teil legt denn auch 
den Schwerpunkt auf die kombinierten Effekte der institutionellen Charakteristika. Hier-
zu wird auf die Methode der Qualitative Comparative Analysis (QCA) zurückgegriffen 
(De Meur/Rihoux 2002; Ragin 1987, 2000; Wagschal 1999: 291), die besonders geeig-
net ist für den Vergleich einer mittleren Anzahl Fälle. QCA basiert auf den Grundlagen 
der Booleschen Algebra, welche mit dem Binärsystem operiert. Eine Voraussetzung für 
die Anwendung von QCA ist das Vorliegen ausschließlich binär kodierter Variablen. Mit 
der Dichotomisierung geht ein Informationsverlust einher. Gleichwohl wurde auf eine 
feiner abgestufte Kodierung, die mit der Weiterentwicklung der QCA, den so genannten 
Fuzzy Sets (fsQCA), ausgewertet hätte werden können, verzichtet, da damit die Gefahr 
von arbiträren Kodierungen zugenommen hätte, zumal es sich bei den Fällen um quali-
tative Fallstudien unterschiedlicher Autorenschaft handelt. Mit der nachfolgend vorge-
stellten Operationalisierung wurden klare qualitative Schwellenwerte zur Abgrenzung 
der Präsenz eines Merkmals (Code 1) von dessen Absenz (Code 0) angestrebt. Auf diese 
Weise wurden die Fälle einheitlich entlang der Operationalisierung von Politikkoordina-
tion (Tabelle 2) sowie jener der vier Organisationsdimensionen (Tabelle 3) kodiert.
Tabelle 2 zeigt die Operationalisierung der vier abhängigen Variablen.
Die vier beschriebenen Organisationsdimensionen können für die vorliegende Unter-
suchung als unabhängige Variablen bzw. Bedingungen operationalisiert werden, in wel-
chen die beiden Schulen jeweils die unterschiedlichen Ausprägungen aufweisen. Tabelle 
3 präsentiert die Operationalisierung der unabhängigen Variablen.
Die Werte, die die Variablen annehmen, sind teils verzerrt, da die Fälle nicht auf die 
europäischen Länder gleichverteilt und die Variablen teils vom Verfassungskontext ab-
hängig sind. Diesem Umstand begegnet QCA durch die Logik der Booleschen Algebra. 
Die Boolesche Addition funktioniert mit dem logischen Operator ‚oder‘, d. h., wenn 
zwei Variablen A und B eine 1 ausweisen und das Ergebnis Z ist ebenfalls 1, dann gilt 
der Zusammenhang A+B=Z, was mit den eingesetzten Werten die Gleichung 1+1=1 
ergibt. Ebenfalls ist das Ergebnis Z = 1, wenn nur A oder nur B den Wert 1 haben, 
also gilt: 0+1=1 und 1+0=1. Die Boolesche Multiplikation wendet im Gegensatz zur 
Addition den logischen Operator ‚und‘ an. Die Idee von QCA ist, für die gefundenen 
Ausprägungen der untersuchten Bedingungen so genannte Wahrheitstafeln zu erstellen, 
in denen die beobachteten Kombinationen von Faktoren zusammengetragen werden. 
Die Konfigurationen werden anschließend in additive und multiplikative Formeln über-
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Tabelle 3:   Operationalisierung der unabhängigen Variablen/Bedingungen
Bedingung Neoprogressives Modell  Public Choice Modell
Code 1 Code 0
Zentralisierungsgrad •  Hierarchische Projektstruktur
•  In der Hierarchie der zuständigen 
Amtsstelle hoch angesiedelte 
Projektleitung
•  Position des primus inter pares mit 
zentralen Koordinationsaufgaben 
im zuständigen Koordinationsorgan 
innerhalb der Verwaltung
•  Flache Projektstrukturen
•  In der Hierarchie der zustän-
digen Amtsstelle tief angesiedelte 
Projektleitung
•  Das zuständige Koordinationsorgan 
innerhalb der Verwaltung funktioniert 
als Ort des freien Informationsaus-
tausches ohne zentrale Schaltstelle
Konsolidierungsgrad •  Status der Agglomeration als poli-
tische Einheit bzw. eigene föderale 
Ebene (Region, Bezirk)
•  Kein Status der Agglomeration 
als politische Einheit: Kern-




•  Kein Einfluss der nicht-pro-
fessionellen Verwaltungen der 
suburbanen Gemeinden im 
Entscheidungsprozess
•  Aufgaben, die professionelle Ex-
pertise verlangen, werden vorrangig 
von der Verwaltung übernommen
•  Die nicht-professionellen Ver-
waltungen der suburbanen Ge-
meinden haben Einfluss im 
Entscheidungsprozess
•  Aufgaben, die professionelle Ex-
pertise verlangen, werden vorrangig 
ausgelagert
Grad an politischer 
Autonomie
•  Die politische Sphäre ist von der 
technischen Sphäre getrennt
•  Die politische Sphäre und die tech-
nische Sphäre sind nicht klar getrennt





















•  Koordination ist freiwillig
•  Koordination ist positiv, d. h. 
multilateral
•  Verantwortungsethik dominiert
•  Koordination ist 
verhandelt
•  Koordination ist 
auferlegt und 
nicht verhandelt





•  Die gefundene Lösung 
befriedigt die Interessen aller 
Betroffenen, d. h. der Nutzen 
der Gewinner reicht für die 
Kompensation der Verlierer 
•  Die Interessen-
befriedigung der 
Gewinner reicht 













•  Die gefundene Lösung wird         
umgesetzt

































































































































































































































































































































































































































































































































































































tragen, wobei der Wert 1 durch Großbuchstaben, der Wert 0 durch Kleinbuchstaben 
gekennzeichnet wird.
Die Fallzahl zu jeder beobachteten Ursachenkonfiguration ist dabei zweitrangig, wes-
halb die genannten Ungleichverteilungen der Fälle kein Problem darstellen. Nicht be-
rücksichtigt werden Fälle mit fehlenden Daten. Mittels eines Minimierungsalgorithmus 
(Quine-McCluskey-Minimierungsalgorithmus) werden anschließend in zwei Schritten 
die überflüssigen Variablen aus den formalisierten Daten der Wahrheitswertetafeln eli-
miniert, um so zu einer Erklärung der abhängigen Variablen zu gelangen, die mehrere 
Einflussfaktoren in spezifischen Kombinationen beinhaltet. Diese Analyse wird in den 
folgenden Abschnitten für jede der vier abhängigen Größen durchgeführt.
Tabelle 4 gibt eine Übersicht über die aus der binären Kodierung der siebzehn Test-
fälle gewonnenen Daten.
Resultate
Die Ergebnisse der Analyse mit QCA werden entlang der vier abhängigen Variablen 
präsentiert.
Institutionelle Konfigurationen für das Zustandekommen von Koordination
Von sechzehn möglichen Kombinationsmöglichkeiten (42) zeigen sich in der Untersu-
chungsgesamtheit sechs Konstellationen der vier Bedingungen für die abhängige Grösse 
‚Koordination‘. Eine Konstellation findet sich mit beiden Resultaten: Die Kombination 
ZrPA führte in vier der untersuchten Fallstudien (Fälle 5, 9, 11 und 16) zu Koordination, 
in einer Studie (Fall 8) dagegen nicht. Für die Behandlung solcher widersprüchlicher 
Fälle sieht Ragin (1987: 116) mehrere Möglichkeiten vor, von denen hier jene als sinn-
voll erachtet wird, die vorsieht, das Outcome zweideutiger Kombinationen mit 0 zu 
kodieren und nur jene Konstellationen in die Analyse für ein Outcome 1 einzubeziehen, 
die eindeutig sind.3 Die Informationen aus den kodierten Fallstudien können also in 
folgende Formel übertragen werden:
K = zrPa + Zrpa + ZrPa + ZRPa + ZRPA  (1.1)
Dieses Ergebnis wird nun in einem schrittweisen Verfahren auf die Kernvariablen redu-
ziert. Die nicht weiter zu minimierende Kernlösung lautet:
K = Zra + ZRP + rPa  (1.2)
 3 Die zweite Möglichkeit ist die Umkodierung in eine nicht existierende Kombination, ein Vor-
gehen, das hier als arbiträr verworfen wird. Die dritte Möglichkeit ist die einheitliche Kodie-
rung des Outcomes mit 1, was zu mehr Lösungen führt, aber problematisch zu interpretieren 
ist (Ragin 1987: 116).
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Das Ergebnis der QCA lautet entsprechend: Ein Koordinationsprozess findet dann statt, 
wenn
a)  eine zentralisierte Organisation und eine fragmentierte Raumordnung und eine ge-
ringe Autonomie der Verwaltung vorliegen oder
b)  eine zentralisierte Organisation und eine konsolidierte Raumstruktur und eine hohe 
Professionalisierung vorliegen oder
c)  eine fragmentierte Raumstruktur und eine hohe Professionalisierung und eine ge-
ringe Autonomie der Verwaltung vorliegen.
Das ausformulierte Ergebnis zeigt, dass keine der untersuchten vier Variablen eine not-
wendige noch eine hinreichende Bedingung für das Zustandekommen von Koordination 
darstellt, indem keiner der Faktoren in allen Ursachenkonstellationen vorkommt noch 
alleine zum Resultat ‚Koordination‘ führt. Das Ergebnis spricht weder für das neopro-
gressive noch für das Public Choice-Modell. Vielmehr hängt es von der jeweiligen Fak-
torenkonfiguration ab, in welcher Form sich die Bedingungen positiv auf das Auftreten 
von Koordination auswirken.
Institutionelle Konfigurationen für Formale Rationalität
Für die abhängige Größe Formale Rationalität (F) finden sich sechs Konfigurationen, 
von denen drei widersprüchlich sind und deshalb eliminiert werden. Von den drei ein-
deutigen Konfigurationen führen zwei zu formal rationalen Koordinationsverhandlungen 
(F). Verordnete Koordination (f) ist dagegen das Ergebnis von nur einer eindeutigen 
Konfiguration. Die Daten können in folgende Gleichung übertragen werden:
F = Zrpa + ZRPa  (2.1)
Aus dieser Gleichung können keine Implikanten gebildet werden. Die Gleichung kann 
aber umgeschrieben werden in:
F = Za (rp + RP)  (2.2)
Formal rationale Koordination kann also in jenen Fällen beobachtet werden, in denen 
eine zentralisierte Organisationsstruktur und eine geringe Autonomie der Verwaltung 
vorliegen und
a)  entweder eine fragmentierte Raumordnung und eine geringe Professionalisierung 
oder
b)  eine konsolidierte Raumordnung und eine hohe Professionalisierung vorliegen.
Die Merkmalsausprägungen ‚hoher Zentralisierungsgrad‘ und ‚niedriger Autono-
miegrad‘ stellen somit notwendige Bedingungen dar, sind aber nicht hinreichend, 
da sie nur in Kombination mit den übrigen beiden Variablen zu formal rationalen 
Koordinationsverhandlungen führen. Die übrigen beiden Bedingungen weisen weder 
notwendige noch hinreichende Ausprägungen auf.
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Konsolidierte Raumstrukturen haben dann einen positiven Einfluss auf formale ra-
tionale Koordination, wenn gleichzeitig eine hohe Zentralisierung des institutionellen 
Rahmens, eine hohe Professionalisierung und eine geringe Autonomie der Verwaltung 
bestehen. Demgegenüber findet auch in fragmentierten Strukturen formal rationale Ko-
ordination statt, hier aber dann, wenn gleichzeitig eine tiefe Professionalisierung zu 
beobachten ist. In beiden Fällen spielt die horizontale Integration des institutionellen 
Rahmens eine vordringliche Rolle. Zentralisierung unterstützt formale Rationalität oder 
kann sie gar kompensieren. Ein weiteres Ergebnis zeigt, dass eine politisch abhängige 
Verwaltung eher formal rationale Koordinationsverhandlungen initiiert als eine apoli-
tische. In eher technokratisch organisierten politischen Systemen Westeuropas mit sehr 
starken urbanen Verwaltungen erhöht die bessere Berücksichtigung politischer Interes-
sen damit offensichtlich die Prozessqualität von Politikkoordination.
Institutionelle Konfigurationen für das Zustandekommen von substanzieller  
Rationalität
Die Fallstudien enthalten sechs unterschiedliche Konfigurationen für die abhängige 
Größe Substanzielle Rationalität (S), wovon zwei widersprüchlich sind und eine zu 
einem negativen Ergebnis führt. Drei Konfigurationen führen dagegen zu substanzieller 
Rationalität, die Ausgangsgleichung lautet:
S = ZrPa + ZRPa + ZRPA  (3.1)
Aus dieser Gleichung können zwei Implikanten gebildet werden. Die minimierte Glei-
chung lautet:
S = ZPa + ZRP  (3.2)
Die Gleichung kann wiederum umgeschrieben werden in:
S = ZP (a + R)  (3.3)
Substanzielle Rationalität wird also dann erreicht, wenn eine zentralisierte Organisati-
onsstruktur und eine hohe Professionalisierung vorliegen und
a)  entweder eine geringe Autonomie der Verwaltung oder
b)  eine konsolidierte Raumordnung vorliegt.
Es zeigt sich, dass für die Erreichung von substanziell rationalen Lösungen zwei Merk-
malsausprägungen notwendig sind, nämlich eine hohe Zentralisierung und eine hohe 
Professionalisierung, während die beiden übrigen Variablen nicht notwendigerweise 
auftreten müssen. Keine der Variablen bietet eine hinreichende Ursache für substanzielle 
Rationalität.
Mit Ausnahme des Effektes der politischen Anbindung von Verwaltung entsprechen 
die Resultate den neoprogressiven Postulaten. Wie bei der formalen Rationalität kann 
der positive Einfluss geringer Autonomie mit den generell eher geringen Partizipations-
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möglichkeiten in den europäischen Städten erklärt werden. Es muss bei der Gegenü-
berstellung von Professionalisierung und Autonomie aber hervorgehoben werden, dass 
erstere eine notwendige und damit wichtigere Voraussetzung für substanziell rationale 
Lösungen ist, während letztere eine austauschbare Bedingung und damit zweitrangig 
ist.
Institutionelle Konfigurationen für Umsetzung
Für die abhängige Grösse Umsetzung finden sich sechs Konfigurationen, wovon eine 
widersprüchlich ist und zwei zu einem negativen Outcome führen. In die QCA werden 
also drei Konfigurationen einbezogen, die in die folgende Gleichung überführt werden 
können:
U = Zrpa + ZRPa + ZRPA  (4.1)
Indem ZRPa und ZRPA zu ZRP zusammengeführt werden, kann die Gleichung wie 
folgt minimiert werden:
U = Zrpa + ZRP  (4.2)
Da diese Lösung nicht mehr weiter reduziert werden kann, folgt aus der QCA, dass eine 
Realisierung von Planungen dort stattfindet, wo
a)  eine zentralisierte Organisation und eine fragmentierte Raumordnung und eine tiefe 
Professionalisierung und eine tiefe Autonomie der Verwaltung vorliegen oder
b)  eine zentralisierte Organisation und eine konsolidierte Raumstruktur und eine hohe 
Professionalisierung vorliegen.
Die Lösung von QCA ist von besonderem Interesse, da sie bei zwei entgegen gesetz-
ten Konstellationen dasselbe Resultat bestimmt, abhängig davon, ob eine zusätzliche 
Merkmalsausprägung auftritt oder nicht. Konkret findet bei Auftreten der notwendigen 
Bedingung ‚hohe Zentralisierung‘ sowohl bei fragmentierten wie bei konsolidierten 
Raumstrukturen und sowohl bei hoher wie bei tiefer Professionalisierung eine Umset-
zung statt, allein abhängig davon, ob die Verwaltung politisch abhängig ist oder nicht.
In Ergänzung zu den bisherigen Erkenntnissen, die mehrheitlich für die neoprogres-
siven Annahmen sprechen, zeigt sich also, dass auch unter diesen Postulaten entgegen-
gesetzten Bedingungen eine Umsetzung stattfindet, diese aber sehr viel stärker poli-
tisiert ausfällt als in konsolidierten Räumen mit hoch professionalisierten Strukturen. 
Die Interpretation ist damit zulässig, dass in konsolidierten Räumen Verbesserungen 
der räumlichen Situation durch primär technisch orientierte Expertenlösungen, in frag-
mentierten Räumen dagegen durch politisch dominierte und nicht allein technisch legi-
timierte Lösungen gefunden werden.
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Wann werden substanziell rationale Lösungen umgesetzt?
Nach der getrennten Diskussion jeder abhängigen Größe soll in diesem Abschnitt nun 
auch noch die Frage angegangen werden, unter welchen Bedingungen substanziell ratio-
nale Lösungen umgesetzt werden. Für die Behandlung dieser Frage wurde der Datensatz 
mit der neuen Variable Implementation I ergänzt, die den Wert 1 annimmt, wenn eine 
substanziell rationale Lösung umgesetzt wird, und die den Wert 0 annimmt, wenn eine 
substanziell rationale Lösung nicht umgesetzt wird. Elf Fälle weisen eine der beiden 
Ausprägungen der Variable auf und können ausgewertet werden. Die Wahrheitswerteta-
fel (Tabelle 5) weist fünf Ursachenkonfigurationen auf, von denen alle eindeutig sind. 
Zwei Konfigurationen führen zu keiner Umsetzung, drei führen zu einer Umsetzung.
In einem ersten Schritt können jene Konfigurationen, die zu einer Umsetzung führen, 
in eine Gleichung übertragen werden:
I = ZrPA + ZRPa + ZRPA  (5.1)
Die reduzierte und nicht weiter zu minimierende Formel lautet:
I = ZPA + ZRP (5.2)
Diese Lösung stützt eindeutig das neoprogressive Modell in der Frage, wann substanziell 
rationale Lösungen umgesetzt werden. Eine Realisierung findet dann statt, wenn ein ho-
her Zentralisierungsgrad der Organisation und eine starke Professionalisierung und
a)  eine hohe Autonomie der technischen Verwaltung oder
b)  ein hoher Konsolidierungsgrad vorliegen.
In einem zweiten Schritt ist nun zu fragen, wann eine substanziell rationale Lösung gerade 
nicht realisiert wird. Die Wahrheitswertetafel enthält folgende beiden Konfigurationen:
i = zrPa + ZrPa (6.1)
Die beiden Konfigurationen können zum Implikanten rPa verschmolzen werden, da die 
Ausprägung von Z keinen Unterschied für das Outcome macht. Es folgt:











0 0 1 0 0 1
1 0 1 0 0 1
1 0 1 1 1 3
1 1 1 0 1 3
1 1 1 1 1 3
Institutionelle Bedingungen kollektiver Handlungsfähigkeit im urbanen Raum 23
i = rPa  (6.2)
Die Lösung von QCA hält also fest, dass die Kombination von fragmentierter Raum-
struktur und hohem Professionalisierungsgrad und einer geringen Autonomie der Ver-
waltung sowohl eine notwendige wie eine hinreichende Bedingung für das Ausbleiben 
der Realisierung einer substanziell rationalen Planung darstellt.
Beide Ergebnisse weisen das neoprogressive Modell als erfolgreicher hinsichtlich der 
Realisierung koordinierter Politiklösungen aus. Während beim positiven Ergebnis so-
wohl ein hoher Zentralisierungsgrad wie ein starkes Expertenwissen in der Verwaltung 
als notwendige Bedingungen, die in Kombination mit konsolidierten Raumstrukturen 
oder aber einer hohen Verwaltungsautonomie wirken – alles neoprogressive Postulate 
–, erweist sich jene Konfiguration, die eine Umsetzung verhindert, als besonders ef-
fektive gegenseitige Blockade von neoprogressiven und Public Choice-Postulaten. Von 
besonderem Interesse ist, dass diese Konfiguration rPa vorgängig in Gleichung (1.2) 
als eine mögliche Ursachenkonstellation für das Zustandekommen von Koordination 
identifiziert wurde. Koordinationsprozessen ist also nicht allein aufgrund ihres Auftre-
tens Erfolg hinsichtlich Entscheidung und Umsetzung gesichert. Vielmehr kann dieselbe 
Ursachenkonfiguration auf der einen Seite zu Koordinationsprozessen führen und auf 
der anderen Seite die Realisierung von substanziell rationalen Lösungen verhindern.
Da in keinem Fall eine Ursachenkonfiguration vorliegt, die eine Kombination von 
Public Choice-Postulaten als leistungsfähig bei der Umsetzung koordinierter Lösungen 
ausweisen würde, wird in diesem Vergleich das neoprogressive Modell als bessere Vo-
raussetzung für die Realisierung von substanziell rationalen Planungsentscheiden und 
damit für die „Herstellung und Stabilisierung kollektiver Handlungsfähigkeit“ (Schi-
mank 2002: 31) bezeichnet.
Schlussfolgerungen
Der vorliegende Aufsatz fragte nach den institutionellen Bedingungen kollektiver Hand-
lungsfähigkeit im urbanen Raum. Die empirischen Ergebnisse aus dem Vergleich von 
siebzehn Fallstudien zu raum- und verkehrsplanerischen Entscheidungsprozessen in 
westeuropäischen Stadträumen weisen abschliessend das neoprogressive Modell als das 
erfolgreichere der beiden untersuchten Verwaltungsmodelle aus. Dies zeigt sich bei-
spielhaft an der Umsetzung substanziell rationaler Lösungen als Mass für erfolgreich 
gemeisterte Interdependenzprobleme. In der Analyse erweisen sich ein hoher organi-
satorischer Zentralisierungsgrad der Projektstrukturen sowie ein hoher Professionali-
sierungsgrad der beteiligten Akteure als notwendige Bedingungen für die Realisierung 
von Lösungen, die insofern dem Kaldor-Optimum entsprechen, als der Nutzen für die 
Begünstigten groß genug ist, um eine Entschädigung aller durch die Massnahme Be-
nachteiligten zu ermöglichen. Zusätzlich müssen eine hohe Autonomie der Verwaltung 
oder aber ein hoher Konsolidierungsgrad vorliegen. Substanziell rationale Lösungen 
werden damit eher umgesetzt, wenn sie unter institutionellen Bedingungen erarbeitet 
worden sind, die den Postulaten der Vertreter der neoprogressiven Schule entsprechen.
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Die in der QCA festgestellte Komplexität institutioneller Wechselwirkungen legt hin-
sichtlich institutioneller Reformen in Metropolitanräumen allerdings keine umfassenden 
institutionellen Fertiglösungen nahe, die mit dem ‚goldenen Schnitt‘ zu einer Totalreform 
bestehender organisationeller Arrangements führen, sondern das induktive Vorgehen in 
einzelnen Schritten für konkrete Probleme. Gleichzeitig sprechen die Resultate für eine 
gewisse Rehabilitierung der klassischen Verwaltung im Sinne einer vertikal ausdifferen-
zierten Linienorganisation mit hierarchischen Kontrollmechanismen. Wie die Testfälle 
gezeigt haben, können durch hierarchische Entscheide Koordinationskosten gespart und 
Konflikten vorgebeugt werden. Gesamtwohlfahrtssteigernde Lösungen werden so mit ge-
ringerem Aufwand erreicht und weisen eine höhere politische Akzeptanz auf.
Diese Ausführungen stehen in einem gewissen Gegensatz zum aktuellen verwal-
tungswissenschaftlichen Mainstream, der für eine möglichst weitgehende Auflösung 
von Hierarchien und die Schaffung horizontaler Marktsituationen zwischen einzelnen 
Amtsstellen einsteht. Gerade bei der Frage der Politikkoordination ist jedoch zu beach-
ten, dass die von polit-ökonomischen Reformmodellen wie dem New Public Manage-
ment propagierten Marktmechanismen weniger kooperatives denn autarkes staatliches 
Handeln fördern. Betriebswirtschaftliches Effizienzdenken führt in seiner Logik eher zu 
Wettbewerb als zu Zusammenarbeit und widerspricht damit sowohl der Koordination 
zwischen Politikfeldern als auch zwischen Gebietseinheiten.
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